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Die „Kundenanlage“ in der Eisen-
bahninfrastruktur 
Die Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs vom 28. November 2024 
(C-293/23, ENGIE Deutschland) und des 
Bundesgerichtshofs vom 13. Mai 2025 
(EnVR 83/20) markieren einen grundle-
genden Paradigmenwechsel im deutschen 
Energierecht: Der bisherige Begriff der 
„Kundenanlage“, der zahlreichen dezent-
ralen Strominfrastrukturen eine weitge-
hende Freistellung von regulatorischen 
Pflichten ermöglichte, ist in seiner bisheri-
gen Form mit dem EU-Recht unvereinbar. 
Was lange als privilegierte, „netznachgela-
gerte“ Infrastruktur galt, dürfte nunmehr 
in weiten Teilen als regulierungspflichti-
ges Verteilernetz einzustufen sein, mit er-
heblichen rechtlichen und wirtschaftli-
chen Konsequenzen. 

Für Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
Infrastrukturbetreiber ist diese Entwick-
lung von besonderer Bedeutung. Ihr Be-
trieb umfasst typischerweise komplexe 
Strominfrastrukturen: von der Versor-
gung betriebseigener Werkstätten und 
Verwaltungsgebäuden über Ladesäulen 
für Fahrzeuge bis hin zur Versorgung von 
Mietern auf Bahnhofsgeländen oder ange-
schlossener Dienstleister. All diese Kons-
tellationen müssen nun anhand der neuen 
Rechtslage überprüft werden. Hinzu 
kommt die Stromsteuernovelle 2026, die 
den bisherigen Kundenanlagenbegriff im 
Stromsteuerrecht strich und durch neue 
Begriffe ersetzte. Auch der steuerrechtli-
che Versorgerstatus ist daher für viele Un-
ternehmen neu zu bewerten.  
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Der vorliegende Newsletter erläutert den 
rechtlichen Hintergrund, die neuen Ab-
grenzungskriterien und gibt konkrete 
Handlungsempfehlungen für die Praxis.1 

EuGH-Urteil vom 28. Novem-
ber 2024 
Mit seinem Urteil in der Rechtssache C-
293/23 (ENGIE Deutschland)2 hat der Eu-
ropäische Gerichtshof festgestellt, dass der 
bisherige deutsche Begriff der Kundenan-
lage gemäß § 3 Nr. 24a EnWG a.F. nicht mit 
den Anforderungen der Elektrizitätsbin-
nenmarktrichtlinie (EU) 2019/9443 ver-
einbar ist. Nach Auffassung des EuGH han-
delt es sich bei jeder Weiterleitung von 
Strom mit Hoch-, Mittel- oder Niederspan-
nung aus einer Energieanlage zum Verkauf 
an Kunden, unabhängig von ihrer Größe 
oder wettbewerblichen Bedeutung, um ein 
Verteilernetz im Sinne des EU-Rechts.  

Der EuGH hat damit klargestellt, dass die 
bisherige deutsche Privilegierungspraxis, 
die bestimmte Stromanlagen trotz Drittbe-
lieferung von der Netzregulierung 

1 Dieser Newsletter dient der allgemeinen Information 
und ersetzt keine rechtliche Prüfung im Einzelfall. Für 
eine individuelle Beratung zu Ihrer konkreten Situation 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
2 EuGH, Urteil vom 28.11.2024, ENGIE Deutschland 
GmbH, C-293/23 [ECLI:EU:C:2024:992]. 

ausnahm, dem europäischen Regulie-
rungsrahmen widerspricht. Das EU-Recht 
kennt keine „wettbewerblich unbedeu-
tende“ Kategorie unterhalb der Schwelle 
der Netzregulierung, wenn Strom entgelt-
lich an Dritte geliefert wird. 

BGH-Beschluss vom 13. Mai 
2025 
Der Bundesgerichtshof hat die EuGH-Vor-
gaben mit seinem Beschluss vom 13. Mai 
2025 (EnVR 83/20) konsequent umge-
setzt. Nach richtlinienkonformer Ausle-
gung kann eine Kundenanlage im Sinne 
des deutschen Rechts nur noch dort in Be-
tracht kommen, wo tatbestandlich kein 
Verteilernetz vorliegt. Der Anwendungs-
bereich der Kundenanlage ist damit erheb-
lich eingeschränkt worden. Die bisherigen 
BGH-Kriterien, insbesondere das Erfor-
dernis der wettbewerblichen Unbedeut-
samkeit4, sind aufgehoben. 

In der Praxis bedeutet dies: Wer Strom 
über Leitungen an rechtlich selbstständige 
Dritte entgeltlich weiterleitet, betreibt in 
der Regel ein Verteilernetz, auch wenn 
diese Infrastruktur bislang als „Kundenan-
lage“ eingestuft wurde und entsprechend 
keine Regulierungspflichten erfüllen 
musste. 

3 Richtlinie (EU) 2019/944 vom 05.06.2019 mit gemein-
samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und 
zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU, ABl. L 158, 
14.06.2019, S. 125. 
4 Das Merkmal der wettbewerblichen Unbedeutsamkeit 
geht auf § 3 Nr. 24a lit. c EnWG a.F. zurück, das der BGH 
über Jahre hinweg ausgelegt hatte. 
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Die neuen Kernkriterien des 
Verteilernetzes 
Ein Verteilernetz liegt nach der neuen 
Rechtslage vor, wenn kumulativ drei 
Merkmale erfüllt sind:  

1. Es muss eine physische Leitungsanlage 
oder Leitungsinfrastruktur zur Strom-
weiterleitung mindestens in Nieder-
pannung vorhanden sein;

2. Es muss eine Weiterleitung von Strom
an Dritte (Endkunden oder Großhänd-
ler) erfolgen; und

3. Es muss es sich um einen entgeltlichen
Verkauf handeln.

Bezeichnung, Länge, Errichtungszeit-
punkt, Betreiber oder die Begrenzung der 
Anlage sind dabei irrelevant. Entscheidend 
ist allein der Zweck der Weiterleitung. 

Der Begriff der „Kunden“ ist dabei weit zu 
verstehen: Er umfasst grundsätzlich jede 
von der eigenen juristischen Person ver-
schiedene Person, die Strom zum Eigen-
verbrauch oder Weiterverkauf erwirbt. 
Maßgeblich ist die rechtliche Eigenstän-
digkeit des Rechtssubjekts, nicht die wirt-
schaftliche Verbundenheit. Eine Konzern-
betrachtung findet grds. nicht statt. 

Ob eine Infrastruktur künftig als regulier-
tes Verteilernetz oder weiterhin als privi-
legierte Kundenanlage einzustufen ist, 
lässt sich entlang der drei o.g. aufeinander 
aufbauenden Begriffe im Wege der 

5 Geschlossene Verteilernetze können sich etwa auf abge-
grenzten Betriebsarealen wie Bahnbetriebswerken, Ran-
gierbahnhöfen oder größeren Betriebshöfen (vergleich-
bar Industriegebieten, Flughäfen oder Krankenhäusern) 
ergeben. Die Einstufung erfolgt nicht automatisch, son-
dern nur auf Antrag des Netzbetreibers bei der Regulie-
rungsbehörde (§ 110 Abs. 3 S. 1 EnWG); ab vollständiger 
Antragstellung gilt das Netz bis zur Entscheidung bereits 
als geschlossenes Verteilernetz. Es gilt ein erleichtertes 
Regime (u. a. keine Anreizregulierung, keine Entflech-
tung), der diskriminierungsfreie Netzzugang Dritter nach 

richtlinienkonformen Auslegung struktu-
rieren. An jedem dieser drei Punkte kann 
die Einordnung als Verteilernetz entfallen: 
wer keine Leitungsinfrastruktur betreibt, 
Strom unentgeltlich weitergibt oder ihn 
ausschließlich selbst verbraucht, betreibt 
in der Regel kein Verteilernetz.  

Hinzu kommt, dass die Strombinnen-
marktrichtlinie Sonderformen mit erleich-
terten Anforderungen kennt: u.a. Bürger-
energiegemeinschaften, geschlossene Ver-
teilernetze (§ 110 EnWG, Regulierung 
light5) sowie kleine Verbundnetze und Ob-
jektnetze. Zudem wird die Direktleitung 
als die Verbindung einer Erzeugungsan-
lage mit einem einzelnen Abnehmer als 
Ausnahme vom Verteilernetz angesehen.6 
Für Strominfrastrukturen im Eisenbahn-
bereich sind daher weiterhin Situationen 
denkbar, die im Einzelfall dazu führen, 
dass die Infrastruktur nicht als Verteiler-
netz, sondern weiterhin als unregulierter 
Bereich einzuordnen sind.7 

§ 20 EnWG bleibt jedoch – anders als bei der bisherigen 
Kundenanlage – bestehen.
6 Diese Richtlinienausnahme (Art. 2 Nr. 41 EltRL) ist noch 
nicht abschließend durch den EuGH geklärt (anhängig: C-
756/24). Für die Praxis empfiehlt sich derzeit eine vor-
sichtige Einschätzung. 
7 Die hier maßgebliche Stromweiterleitung ist von der 
Stromlieferung zu unterscheiden: Während die Weiterlei-
tung den physischen Transport über eine Leitungsanlage 
erfasst, bezeichnet die Lieferung das schuldrechtliche 
Verhältnis der Stromabgabe an den Letztverbraucher. 
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Wichtig – Anlagen, die vor 
dem 23. Dezember 2025 an 
das Netz angeschlossen wur-
den, genießen Bestands-
schutz: Netzbetreiberpflich-
ten nach dem EnWG greifen 
für diese Bestandsanlagen 
erst ab dem 1. Januar 2029 
(§ 118 Abs. 7 EnWG).8

Stromsteuernovelle 2026 
Während man in der letzten EnWG-No-
velle nur eine Übergangsregelung (§ 118 
Abs. 7 EnWG) einführte, hat die Stromsteu-
ernovelle 20269 den bisherigen Kunden-
anlagenbegriff im Stromsteuerrecht mit 
Wirkung zum 1. Januar 2026 gestrichen. 
§ 1a StromStV a.F., der den Begriff der
Kundenanlage als Anknüpfungspunkt für
die Ausnahme vom Versorgerstatus ver-
wendete,  ist entfallen. An seine Stelle

8 Ob die Übergangsregelung mit den Vorgaben der Elektri-
zitätsbinnenmarktrichtlinie (EU) 2019/944 vereinbar ist, 
erscheint nicht zweifelsfrei; eine abschließende unions-
rechtliche Klärung steht insoweit noch aus. 

treten neue Definitionen und Ausnahme-
tatbestände, die an das „Netz der allgemei-
nen Versorgung“ und den „Ort der Erzeu-
gung“ anknüpfen. Diese sind unabhängig 
von der Frage des Verteilernetzes zu be-
werten. 

Die wichtigste Folge: Wer bislang auf-
grund der Kundenanlagenprivilegierung 
kein Versorger im steuerrechtlichen Sinne 
war, muss seinen Status nach neuem Recht 
neu bewerten. Umgekehrt sehen die neuen 
§§ 1a Abs. 1a ff. StromStV n.F. zahlreiche
Ausnahmen vor, die viele typische Kons-
tellationen von Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen weiterhin vom Versorgerstatus
ausnehmen.

Für Eisenbahnverkehrsunternehmen be-
sonders bedeutsam ist, dass der ermäßigte 
Steuersatz für Fahrstrom (§ 9 Abs. 2 
StromStG: 11,42 €/MWh statt 20,50 
€/MWh) und die ÖPNV-Steuerentlastung 
(§ 9c StromStG: 9,08 €/MWh auf Antrag)
durch die Novelle 2026 unverändert ge-
blieben sind. Jedoch müssen Fahrstrom
und sonstiger Strom (Werkstatt, Gebäude,
Ladeeinrichtungen, Drittlieferungen) wei-
terhin sauber dokumentiert und vonei-
nander abgegrenzt werden.

Versorgerstatus: Kernkrite-
rium und Ausnahmen 
Der stromsteuerliche Versorgerstatus 
folgt einem eigenen Maßstab. Versorger ist 
grundsätzlich jeder, der Strom an eine an-
dere Person leistet, also aufgrund einer 
schuldrechtlichen Beziehung an ein ande-
res Rechtssubjekt abgibt (§ 2 Nr. 1 
StromStG). Auch hier gilt: Maßgeblich ist 

9 Drittes Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des 
Stromgesetzes vom 22.12.2025 – BGBl. I 2025, Nr. 340 
vom 22.12.2025. 
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die rechtliche Eigenständigkeit, eine Kon-
zernbetrachtung findet grds. nicht statt. 
Der Versorgerstatus löst Erlaubnis-, Auf-
zeichnungs- und Steueranmeldepflichten 
aus. 

Entscheidend ist jedoch, dass § 1a 
StromStV n.F. zahlreiche Ausnahmen vor-
sieht, hinter denen der Gedanke der Ver-
meidung einer Doppelbesteuerung steht. 
So bleiben insbesondere Drittlieferungen 
an Mieter und Pächter, Lieferungen für die 
Elektromobilität sowie an Werkunterneh-
mer im Betrieb (§ 1a Abs. 2 StromStV) vom 
Versorgerstatus ausgenommen. Wer inso-
weit bereits versteuerten Strom bezieht 
und weitergibt bleibt Letztverbraucher. 
Auch geringfügige Stromabgaben und be-
stimmte Konstellationen der Eigenerzeu-
gung sind privilegiert. Gerade diese Aus-
nahmen schützen viele typische Konstella-
tionen von Eisenbahnverkehrsunterneh-
men, weshalb eine sorgfältige Prüfung im 
Einzelfall ergeben kann, dass kein Hand-
lungsbedarf besteht. 

Beispielsfälle aus der Praxis 
Wie unterschiedlich die Einordnung aus-
fallen kann, zeigen drei typische Konstella-
tionen aus dem Eisenbahnbetrieb. Sie ver-
deutlichen, dass scheinbar ähnliche Sach-
verhalte zu gegensätzlichen Ergebnissen 
führen können und dass es regelmäßig auf 
Details ankommt. 

Café am Bahnsteig zapft Strom gegen 
Entgelt 

Nimmt ein Coffee-Shop am Bahnsteig 
Strom gegen Entgelt von einem Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen ab, liegt 

10 Über diese Beispiele hinaus sind weitere typische Kons-
tellationen – etwa Miet- und Pachtmodelle, Drittverbrau-
cher auf Betriebsgeländen, Erzeugung und Belieferung 
über PV-Anlagen sowie Stromlieferungen an Konzerne 

grundsätzlich ein Verteilernetz vor, weil 
Strom zum Verkauf an einen Dritten wei-
tergeleitet wird. Stromsteuerlich kann das 
Unternehmen gleichwohl Letztverbrau-
cher bleiben – etwa wenn der Betreiber als 
Mieter oder Pächter einzuordnen ist (§ 1a 
Abs. 2 Nr. 1 StromStV) oder die Weiter-
gabe ohne Nutzung des öffentlichen Net-
zes erfolgt. Der Fall zeigt eindrücklich, wie 
energie- und steuerrechtliche Einordnung 
auseinanderfallen können.10 

Ladeinfrastruktur: Eigenes Fahrzeug 
vs. fremdes Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen 

Lädt ein Eisenbahnverkehrsunternehmen 
an einer eigenen Ladeeinrichtung seine ei-
genen Trieb- oder Rangierfahrzeuge, liegt 
mangels Verkauf an einen Dritten regel-
mäßig kein Verteilernetz vor: es handelt 
sich um Eigenversorgung. Schließt dage-
gen ein anderes Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen seine Fahrzeuge an und wird der 
Strom in Rechnung gestellt, ist nach der 
Art der Ladeeinrichtung zu unterscheiden: 
Beim Laden über einen Ladepunkt wird 

oder andere Eisenbahnverkehrsunternehmen – im Rah-
men einer individuellen Bestandsaufnahme zu prüfen. 
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der Betreiber weder energierechtlich 
(Letztverbraucher-Fiktion, § 3 Nr. 70 
EnWG) noch stromsteuerlich (§ 5a Abs. 1 
S. 6 StromStG) zum Lieferanten bzw. Ver-
sorger. Steuerschuldner ist der vorgela-
gerte Versorger (§ 5a Abs. 1 S. 4
StromStG); lediglich die vorgelagerte Zu-
leitung kann noch als Verteilernetz einzu-
ordnen sein. Erfolgt die Belieferung dage-
gen über einen Elektranten mit Fahrstrom, 
greifen diese Fiktionen nicht: Hier kann
sowohl ein Verteilernetz als auch ein
stromsteuerlicher Versorgerstatus entste-
hen. Ein scheinbar kleiner Unterschied mit
erheblicher rechtlicher Wirkung.

Rückspeisung von Bremsenergie in die 
Oberleitung 

Wird Bremsenergie unmittelbar in die 
Oberleitung zurückgespeist, fehlt es ener-
gierechtlich regelmäßig an einem Vertei-
lernetz: Es liegt weder eine vorgelagerte 
Leitungsanlage noch ein Verkauf an Dritte 
vor. Stromsteuerlich spricht vieles dafür, 
dass kein Versorgerstatus entsteht, da es 
sich nicht um ein Leisten an einen Dritten, 
sondern lediglich um eine Minderung der 
ursprünglichen Netzentnahme handelt. 
Die Frage ist allerdings nicht abschließend 
geklärt: Die Konstellation weist Parallelen 
zum bidirektionalen Laden auf, das § 5a 
StromStG seit der Novelle eigenständig re-
gelt. Hier bedarf es einer sorgfältigen Be-
trachtung im Einzelfall. 

Pflichten und Risiken 
Je nach Einordnung treffen das Unterneh-
men unterschiedliche Pflichten. Als Ver-
teilnetzbetreiber sind dies insbesondere 
die Genehmigung des Netzbetriebs und 
der Netzentgelte (§§ 4, 21, 23a EnWG), 
Netzanschluss- und Netzzugangspflichten 
(§§ 17 ff., 20 ff. EnWG), die Entflechtung
von Erzeugung und Vertrieb (§§ 6 ff.
EnWG) sowie der sichere Netzbetrieb (§§
11 ff. EnWG). Als Stromlieferant (§ 3 Nr. 94 
EnWG) bestehen vor allem die Anzeige-
pflicht bei Belieferung von Haushaltskun-
den (§ 5 EnWG) sowie Transparenz-, Rech-
nungs- und Stromkennzeichnungspflich-
ten (§§ 40 ff. EnWG). Der stromsteuerliche
Versorgerstatus löst Erlaubnis-, Aufzeich-
nungs- und Steueranmeldepflichten aus
(§§ 4, 5, 8 StromStG) und verlangt insbe-
sondere eine saubere Mengenabgrenzung
zwischen Fahrstrom und sonstigem Strom.

Wichtig – Unternehmen, 
die ab dem 1. Januar 2026 
als Versorger einzustufen 
sind, können die erforder-
liche Erlaubnis des Haupt-
zollamts noch bis zum 30. 
Juni 2026 beantragen. Die 
Erlaubnis kann rückwir-
kend zum 1. Januar 2026 
erteilt werden. Nach Ab-
lauf der Frist ist eine rück-
wirkende Erteilung nicht 
mehr möglich. 
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Eine fehlerhafte Einordnung kann erhebli-
che Folgen haben. Energiewirtschafts-
rechtlich drohen aufsichtsrechtliche Maß-
nahmen der Bundesnetzagentur oder der 
Landesregulierungsbehörden (§§ 31, 65 
EnWG), Bußgelder bis zu 100.000 Euro so-
wie Zwangsgelder bis zu 10 Millionen Euro 
(§§ 94, 95 EnWG). Stromsteuerrechtlich
bestehen Risiken aus einem unerkannten
Versorgerstatus: u.a. Nachforderungen,
der Verlust von Steuerbegünstigungen,
Haftungsrisiken sowie Bußgelder bis zu
5.000 Euro (§ 14 StromStG). Die größte Ge-
fahr liegt dabei regelmäßig nicht in einzel-
nen Spezialfällen, sondern darin, dass be-
stehende Strukturen überhaupt nicht
überprüft werden.

Handlungsempfehlungen 
Für Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
Infrastrukturbetreiber empfiehlt sich eine 
strukturierte Bestandsaufnahme aller 
Stromversorgungsstrukturen, wobei jede 
Gesellschaft als eigene Prüfeinheit zu be-
trachten ist, da weder das Energiewirt-
schafts- noch das Stromsteuerrecht eine 
Konzernbetrachtung kennt. Komplexe 
Konstellationen, wie etwa Ladeinfrastruk-
tur, Eigenerzeugung, Drittverbraucher auf 
Betriebsgeländen oder Stromlieferungen 
an andere Eisenbahnverkehrsunterneh-
men, lassen sich nicht pauschal einordnen 
und sollten im Einzelfall geprüft werden. 

Die wichtigsten Schritte im Überblick: 

Maßnahme Frist Hinweis 

Bestandsaufnahme aller 
Stromversorgungsstruk-
turen je Gesellschaft 

Sofort Grundlage aller weiteren 
Schritte 

EnWG: Einordnung als 
Verteilernetz prüfen 

Neuanlagen ab 01.01.2026 
Bestandsanlagen (Anschluss 
bis 23.12.2025):  
Übergangsfrist bis zum 
31.12.2028  

StromStG: Versorgersta-
tus prüfen, ggf. Erlaubnis 
beantragen 

Antrag bis 30.06.2026 Rückwirkung zum 
01.01.2026 möglich 

Mengenabgrenzung Fahr-
strom / sonstiger Strom 
sicherstellen 

Laufend Schützt das Fahrstromprivi-
leg 
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Fazit 
Die Entscheidungen des EuGH und des 
BGH sowie die Stromsteuernovelle 2026 
markieren einen tiefgreifenden Einschnitt 
für den Betrieb von Strominfrastrukturen 
im Eisenbahnbereich. Die Reform bedeu-
tet jedoch nicht das Ende der Privilegie-
rung dezentraler Energieversorgung. Sie 
bedeutet eine Neuordnung der rechtlichen 
Maßstäbe. 

Sowohl das EnWG als auch das Stromsteu-
errecht enthalten weiterhin zahlreiche 
Ausnahmen und Sondertatbestände, die 
für Eisenbahnverkehrsunternehmen von 
erheblicher praktischer Bedeutung sind. 
Viele typische Konstellationen, insbeson-
dere Ladesäulen, Mieter- und Pächterver-
sorgung sowie die Versorgung von Werks-
unternehmen, können auch nach der 
neuen Rechtslage privilegiert behandelt 
werden. Die Reform führt nicht automa-
tisch zu neuen Pflichten. 

Wer nicht prüft und nicht handelt, riskiert 
allerdings erhebliche steuerliche und re-
gulatorische Konsequenzen, bis hin zu 
Bußgeldern, Zwangsgeldern und dem Ver-
lust von Steuerbefreiungen. Zu beachten 
sind dabei insbesondere die Antragsfrist 
30. Juni 2026 für die Versorgererlaubnis
sowie der Übergangszeitraum für Be-
standsanlagen, für die Netzbetreiber-
pflichten erst ab dem 1. Januar 2029 grei-
fen (§ 118 Abs. 7 EnWG). Entscheidend ist
daher, dass Unternehmen ihre bestehen-
den Infrastrukturen, Stromflüsse und Ver-
tragsbeziehungen frühzeitig überprüfen.
Wer seine Strukturen rechtzeitig einord-
net, sichert sich Rechtssicherheit und ver-
meidet unnötige Risiken.
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